
Andelfinger Zeitung  Dienstag, 31. August 2021 Rundherum 11

Zuständigkeit  
für Strassen soll  
entwirrt werden
SCHAFFHAUSEN Der Kantonsrat 
diskutierte am Montag die Ände-
rung des Strassengesetzes. 
Demnach würde der Kanton mehr 
Aufgaben übernehmen. 

Im Kanton Schaffhausen soll klarer ge-
regelt werden, wer für die Strassen zu-
ständig ist. Die Aufgaben zwischen 
Kanton und Gemeinden sollen ent-
flochten werden und die Gemeinden 
mehr Geld aus der Mineralöl- und Mo-
torfahrzeugsteuer erhalten. Der Kan-
tonsrat hat am Montag in erster Lesung 
die Änderung des Strassengesetzes 
diskutiert.

Bau, Betrieb und Unterhalt der Stras-
sen im Kanton Schaffhausen sollen ef-
fizienter und kostengünstiger werden. 
Die heutige Si tua tion bei den Kantons-
strassen innerorts sorgt immer wieder 
für Diskussionen, wie Kommissions-
präsident Nihat Tektas (FDP) sagte. 
Denn der Kanton bestimmt beispiels-
weise, ob ein Riss geflickt werden muss. 
Bezahlen muss die Reparatur aber die 
jeweilige Gemeinde.

Neu soll der Kanton auch zuständig 
sein für Betrieb, Unterhalt und Bau der 
Kantonsstrassen innerorts sowie für 
die kantonalen Radrouten ausserorts.

Ausnahme für die Stadt
Die Kantonsstrassen innerhalb der Bau-
zonen der Stadt Schaffhausen verblei-
ben als Ausnahme im Eigentum der 
Stadt. Dabei geht es um städtebauliche 
Interessen. Die Stadt will hier ihren 
Handlungsspielraum erhalten. Daher 
wird die Stadt ihre Strassen weiterhin 
selbst finanzieren, allerdings erhält sie 
vom Kanton 50 Prozent der Kosten er-
stattet.

Angestossen wurde die Änderung 
des Strassengesetzes durch zwei Postu-
late: Andreas Frei (SP) hatte die «Auf-
teilung der Benzinzollanteile entspre-
chend dem effektiven Bedarf» gefordert, 
Walter Hotz (SVP) hatte eine Finanzie-
rungsentflechtung zwischen Kanton 
und Gemeinden verlangt.  (sda)

AUS DEM KANTONSRAT

Sitzung mit 
Weinlandthema

Für einmal stand 
ein Geschäft zu-
oberst auf der Trak-
tandenliste, wel-
ches das Weinland 
unmittelbar betrifft. 
Bekanntlich war  
vor Wochen die  
Os  sin gerbrücke ge-

sperrt und der Zugverkehr durch Busse 
ersetzt worden. Dies sowie der Wunsch 
nach einer Verbesserung im Schienen-
netz hat eine Privatperson bewogen, von 
einem typisch zürcherischen Instru-
ment Gebrauch zu machen: der Einzel-
initiative. Mit 63 Stimmen wurde sie vor-
läufig unterstützt (siehe Beitrag rechts).

Linus Meier hat ein durchdachtes 
Konzept eingereicht, um den öffentli-
chen Verkehr im Raum Winterthur-
Weinland grundlegend zu verbessern. 
Er fordert den Regierungsrat auf, basie-
rend auf einem konkreten Projekt, eine 
Kreditvorlage auszuarbeiten. Ein muti-
ges Unterfangen, dem unter anderem im 
Rat entgegengehalten wurde, der Aus-
bau des Schienennetzes sei nicht Aufga-
be des Kantons, sondern des Bundes. 
Das trifft sicher zu. Der Kanton hat aber 
immer wieder gezeigt – etwa bei der 
Durchmesserlinie oder beim Brüttener 
Tunnel – dass er sich mit kreativen Lö-
sungen auch hinsichtlich der Finanzie-
rung durchsetzen kann. Die Einzel- 
in itia ti ve verdient mindestens eine sorg-
fältige Analyse der Machbarkeit. Auch 
sollte der Grundsatzfrage nachgegan-
gen werden, ob es sich lohnt, die  
unglückliche Linienführung aus dem 
19. Jahrhundert zu sanieren, ohne einen 
zeitgemässen Mehrwert für die Bevöl-
kerung zu erreichen. Im Rat konnte sie 
die nötigen 60 Stimmen auf sich verei-
nen. Bei weiteren vier Einzelinitiativen 
war dies nicht der Fall, was bedeutet, 
dass sie nicht weiterverfolgt werden.

Ferner haben die Kommissionen für 
Planung und Bau sowie für Ener gie , 
Verkehr und Umwelt die Beratung ei-
ner Reihe von Postulaten abgeschlos-
sen und legten sie zur Abschreibung 
vor. Zwei davon beschäftigen sich mit 
Fragen des Denkmalschutzes. Verlangt 
wurde, dass nur noch sehr bedeutende 
Bauwerke geschützt werden sollen. Die 
Regierung legt in ihrem Bericht dar, 
dass schon heute nicht mehr als 1,2 Pro-
zent aller Gebäude im Kanton unter die 
Definition als kantonales oder regiona-
les Schutzobjekt fallen. Sie lehnt in ih-
rem Bericht die Forderungen der Pos-
tulanten ab. Die Kommission beantragt 
die Abschreibung, weil in der Zwi-
schenzeit zwei Motionen vorliegen, die 
konkret entsprechende Gesetzesände-
rungen verlangen.

Zwei parlamentarische Initiativen  
aus den Jahren 2014 bzw. 2016 konnten 
beraten werden. Neu soll für die «Ener-
gie strategie» – statt für die «Ener gie-
planung» – eine Genehmigungspflicht 
bestehen. Und der Regierungsrat darf 
weiterhin im Verwaltungsrat der EKZ 
bleiben. 

Die landwirtschaftliche Forschung im 
Kanton Zürich wurde durch Beschlüsse 
des Bundes erheblich reduziert. Mit ei-
nem Postulat sollte die Tätigkeit in Wä-
denswil nicht zurückgefahren werden. 
Leider wurde dieses Ziel verfehlt. Im-
merhin darf festgestellt werden, dass der 
Abbau im Reckenholz dank den vom 
Postulat angeregten mehrfachen Inter-
ventionen des Kantons Zürich beim 
Bund geringer ausgefallen ist, als be-
fürchtet. Die Kommission für Wirtschaft 
und Abgaben beantragte Abschreibung.

Martin Farner, Kantonsrat 
FDP Stammheim

Regierungsrat soll Bahn- 
ausbau im Weinland prüfen
ZÜRICH Keinen Hinketakt zwi-
schen Winterthur und Schaffhau-
sen mehr und eine Verbindung 
zwischen den beiden Weinländer 
Bahnlinien: Mit diesen Forderun-
gen muss sich nun der Regie-
rungsrat befassen.

Das Parlament hat am Montag die 
Einzelin itia ti ve eines Bürgers aus Adli-
kon mit 63 Stimmen vorläufig unter-
stützt. 60 waren dafür notwendig. So-
mit muss sich nun der Regierungsrat 
mit dem Forderungskatalog befassen 
und einen Bericht dazu verfassen. 
Dann kommt das Thema erneut in den 
Kantonsrat.

Auslöser für die Einzelin itia ti ve war 
die mehrwöchige Sperrung der histori-
schen Thurbrücke bei Ossingen, als de-
ren Tragfähigkeit überprüft werden 
musste. Diese Sperrung habe die un-
günstige Linienführung im Weinland 
drastisch aufgezeigt, sagte Einzelini-
tiant Linus Meier in der Debatte. Wäh-
rend mehrerer Wochen mussten die 
Passagiere auf einen Bus umsteigen. 
Einen Umweg konnte die S-Bahn nicht 
fahren, weil es keine Verbindung zur 
Strecke von Winterthur nach Schaff-
hausen gibt.

Bereits in den 1950er-Jahren war 
eine solche Verbindung ein Thema in 
der Politik. Gebaut wurde sie aller-
dings nie. Die Linienführung im Nor-
den des Kantons ist heute noch so wie 
zu Zeiten der Nationalbahn im 19. Jahr-
hundert. Neben einer Verbindungs-
strecke zwischen den beiden Linien 
fordert die Einzelin itia ti ve auch durch-
gehende Doppelspur zwischen Winter-
thur und Schaffhausen sowie ein Ende 
des Hinketakts.

Keine Boomregion
«Diese Einzelin itia ti ve ist ein guter An-
lass, die Verbindungen ins Weinland 
wieder einmal zu analysieren», sagte 

SP-Kantonsrat Felix Hoesch (Zürich). 
Für ihn ist klar, dass der Hinketakt be-
hoben werden muss. «Sonst werden wir 
den ÖV-Anteil im Weinland nicht stei-
gern können.»

Die Grünen waren für einmal nicht 
dafür, den ÖV zu fördern. «Das Wein-
land ist keine Boomregion», gab Tho-
mas Schweizer (Hedingen) zu beden-
ken. Mehrere Millionen auszugeben für 
ein prognostiziertes Wachstum von 
8000 Personen in den nächsten Jahren 
sei weder absolut noch relativ zu verant-
worten. Und: Wachstum solle in städti-
schen Gebieten stattfinden, nicht auf 
dem Land. Ein besserer ÖV sei kontra-
produktiv, weil er auch ein Siedlungs-
wachstum bringe und somit mehr Autos. 

Die Grünen im Kantonsrat unter-
stützten den Vorstoss deshalb nicht – 
anders als die Grünen Weinland, die in 
einer Mitteilung die Befürchtung einer 
erneuten Sperrung der Ossinger Brü-
cke äussern. 

Weinländer Räte verhalten
Urs Glättli (GLP Winterthur) sprach 
namens seiner Partei von «gar viel 

Wunschbedarf für das Weinland». In-
vestiert werden solle dort, wo der Be-
darf ausgewiesen sei.

Konrad Langhart (Die Mitte, Stamm-
heim) äusserte berechtigte Zweifel, 
dass der Kanton Zürich auf eigene 
Faust neue Verbindungen bauen kann. 
«Dafür ist der Kanton nicht zuständig.» 
Eine Verbindung der beiden Linien sei 
utopisch, sagte er. Und er könne sich 
nicht vorstellen, dass das Weinland 
dies wolle. Der Ausbau der Doppelspur 
solle aber geprüft werden.

Gleicher Meinung war Paul Mayer 
(SVP, Mar tha len). Weil das Geld dafür 
aber aus anderen Töpfen flies sen müs-
se, lehne er die Initiative ab. Deren In-
halt konnte er aber durchaus Gutes ab-
gewinnen. So würde ein Ausbau der 
Bahn dazu beitragen, den Verkehr auf 
der A4 zu reduzieren, sagte er und er-
innerte abermals an die Staukosten, 
die in seinem Betrieb anfallen.

Martin Farner (FDP, Stammheim) 
sieht die vorläufige Unterstützung sei-
ner Partei als Möglichkeit, die unglück-
liche Linienführung zu prüfen (siehe 
Kommentar links). (sda/spa)

Die Sperrung der Thurbrücke Ossingen gab den Ausschlag. Bild: Wikipedia.ort

Sechs geschmuggelte Esel in Lieferwagen
RHEINFELDEN An der Grenze 
wurde der Fahrer eines Lieferwa-
gens mit sechs lebendigen Eseln 
an Bord, jedoch ohne die benötig-
ten Papiere von Mitarbeitenden 
der Eidgenössischen Zollverwal-
tung zurückgewiesen. Auch sein 
zweiter Versuch scheiterte.

Mitarbeitende der Eidgenössischen 
Zollverwaltung (EZV) kontrollierten 
kürzlich am Grenzübergang Rheinfel-
den-Autobahn einen Lieferwagen mit 
französischem Kennzeichen. Dabei 
stiessen sie auf sechs lebendige Esel, 
für die der Fahrer keine Papiere hatte. 
Sie wiesen den Fahrer in der Folge zu-
rück nach Deutschland, wie es in einer 
Mitteilung der EVZ heisst. 

Nach etwa 20 Minuten beobachteten 
sie, wie er erneut denselben Grenzüber-
gang passierte, weswegen er bei der 
Ausfahrt Eiken AG angehalten und 
nochmals kontrolliert wurde. Da sich 
die Esel noch immer im Fahrzeug befan-
den, wurde dieses zurück nach Rhein-
felden begleitet und eine Busse von 1200 
Franken wegen Zollvergehens erhoben. 

Ebenfalls wurde der kantonale Ve-
terinärdienst beigezogen, woraufhin 

der Fahrer noch wegen Verstosses ge-
gen das Tierseuchen- und Tierschutz-
gesetz, Nichtmitführen der nötigen 
Dokumente sowie Verwendung eines 
nicht tierschutzkonformen Transport-

mittels angezeigt wurde. Nach Erledi-
gung der Formalitäten konnte der Fah-
rer seine Reise zurück nach Deutsch-
land fortsetzen, wie es in der Mittei-
lung weiter heisst. (az)

Dieser Anblick bot sich den Mitarbeitenden der Zollverwaltung. Bild: zvg

 Q Illnau

Ausweis und Wagen weg: 
Neulenker geblitzt
Mit 150 Kilometern pro Stunde ist am 
Freitagabend ein 21-Jähriger über die 
Usterstrasse in Illnau gerast. Auf der 
Ausserortsstrecke gilt Tempo 80. Die 
Stadtpolizei von Illnau-Effretikon hat 
dem Neulenker den Führerausweis 
entzogen und dessen leistungsstarkes 
Fahrzeug sichergestellt. (sda) 

 Q Zürich

Parlament bewilligt  
48 Millionen für ZHAW
Der ZHAW-Campus T in Winterthur 
kann ohne Unterbruch weiter geplant 
werden. Der Kantonsrat hat am Montag 
einen Betrag von 48 Millionen Franken 
genehmigt. Das Parlament hiess den Be-
trag mit 159 Stimmen gut. Baustart für 
die erste Etappe des neuen Campus an 
der Technikumstrasse in Winterthur ist 
bereits für Anfang 2023 geplant. Der 
Kanton will den ersten Neubau schon im 
Jahr 2025 beziehen, den zweiten im Jahr 
2028. Geplant sind vier Etappen über  
einen Zeitraum von 15 Jahren. Insge-
samt rechnet der Kanton für die neuen 
Gebäude und den Park mit Kosten von 
rund 285 Millionen Franken. (sda)


